
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 13.10.1994 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.10 Uhr


                 Ende: 18.25 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  15.15 Uhr - 15.29 Uhr, 16.50 Uhr - 17.18 Uhr 

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat

2. Schriftführer/in:
Herr Peters 




Frau Engelke

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester,

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede,

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Napieralla, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Frau Pahnke, Herr Peters, Herr Petersen, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke,




Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke,

Herr Silz, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Wolff, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Kühl, Herr Raupach, Frau Koder, Herr Petersen

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Es haben sich

entschuldigt:

Stadtrat Schirmer, Stadtrat Dr. Kirschnick

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Frau Huck (Amt für Bürgerangelegenheiten und






Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich vier Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß zu Beginn der Ratsversammlung 45 Ratsmitglieder anwesend sind.


Stadtpräsidentin Reyer (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.


*Gedenken an die Oper der Estonia

Alle Anwesenden erheben sich in Gedenken an die Opfer des Fährunglücks von ihren Plätzen. In einer Gedenkrede spricht Stadtpräsidentin Reyer (SPD) das Beileid und die Anteilnahme der Landeshauptstadt Kiel aus.

*Verabschiedung des Amtsleiters des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrsför-



derung

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) verabschiedet Herrn Stein, der nach einjähri​ger Tätigkeit als Amtsleiter des Amtes 72 vereinbarungsgemäß zur IHK zu​rückkehrt. Sie bedankt sich für seine Mitarbeit bei der Stadt und spricht ihm im Namen der Stadt für die Zukunft die besten Wünsche aus.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtragstagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.


Die Zusammenstellung ist diesem Punkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung

Punkt 21.  Sanierung Hörn/Entscheidung zur            - Drs. 731 -




Brückenöffnungsbreite




- Vom Dezernenten zurückgezogen -

Punkt 22.  Semester-Ticket                            - Drs. 495 -




- Vom Dezernenten zurückgezogen -

Punkt 24.  Benennung von Aufsichtsratsmitgliedern     - Drs. 705 -

für die Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft




Kiel mbH (WFG Kiel)




- Im Magistrat zurückgestellt -


Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.

Im Ältestenrat bestand Einvernehmen, die Punkte 8, 9 und 10 gemeinsam zu


diskutieren und zu beraten.

Bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen - mit Ausnahme von Ände​rungs- und Ergänzungsanträgen - handelt es sich um dringende Angelegenhei​ten, über deren Aufnahme in die Tagesordnung die Ratsversammlung entschei​den muß (2/3 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder).

Es entwickelt sich eine Debatte über die Dringlichkeit der auf den Tisch


gelegten Anträge der CDU-Ratsfraktion zu

Punkt 8 h. Satzung über die Sondernutzung an          - Drs. 755 -




öffentlichen Straßen


Punkt 4.
Trennungsgeld des Oberbürgermeisters       - Drs. 750 -




- Nichtöffentliche Sitzung -

Ratsherr   D i e s t e r   (SPD) trägt vor, daß siene Fraktion der Dring​lichkeit zu TOP 8 h. wegen des fehlenden Beschlusses des Ordnungsausschus​ses nicht zustimmen werde.

Stadtrat   T o v a r   (SPD) teilt mit, daß seine Fraktion die Dringlich​keit zu Punkt 4 der nichtöffentlichen Sitzung ebenfalls nicht anerkennen werde.

Stadträtin
P a h n k e   (Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt

die Einzelabstimmung über die Dringlichkeit aller zur Sitzung auf den Tisch gelegten Anträge/Vorlagen.

Da Stadtrat Dr.   W u l f f   (CDU) beantragt hat, die Dringlichkeit zu Punkt 4 der nichtöffentichen Sitzung zu diskutieren, wird zunächst über die Dringlichkeit der die öffentliche Sitzung betreffenden Punkte abgestimmt.

Öffentliche Sitzung

Punkt 8 f.
Wahl eines Mitgliedes und eines          - Drs. 748 -


stellv. Mitgliedes des Ausschusses


für Schule und Sport


- Antrag der S-U-K-Ratsfraktion -

Beschluß über die Dringlichkeit = anerkannt - einstimmig

Punkt 8 g.
Beteiligung des Landes Schleswig-        - Drs. 749 -

Holstein an den Kosten der Sanierung

der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


- Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN -

Beschluß über die Dringlichkeit = anerkannt - mit Mehrheit

Punkt 8 h.
1. Nachtragssatzung zur Satzung über     - Drs. 755 -


die Sondernutzung an öffentlichen


Straßen der Landeshauptstadt Kiel


- Antrag der CDU-Ratsfraktion -

Beschluß über die Dringlichkeit = abgelehnt - mit Mehrheit

Punkt 32.
Durchführung der Interkulturellen        - Drs. 752 -


Wochen in Kiel 1994


hier: Überplanmäßige Ausgabe

Beschluß über die Dringlichkeit = anerkannt - mit Mehrheit

Punkt 33.
Erneuerung der Telefonanlage im          - Drs. 753 -


Jugendaufbauwerk Hof Hammer


hier: Außerplanmäßige Ausgabe

Beschluß über die Dringlichkeit = anerkannt - einstimmig

Der Punkt 8 h. steht damit heute nicht zur Beratung an.

Nachdem Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) um 15.15 Uhr die Öffentlich​keit ausgeschlossen hat, findet die Beratung über die Dringlichkeit zu Pkt. 4 der Tagesordnung statt.

Stadtrat Dr.   W u l f f   (CDU) begründet anschließend die Dringlichkeit des Antrages seiner Fraktion.

Stadtrat   T o v a r   (SPD) begründet danach, weshalb seine Fraktion die Dringlichkeit ablehnt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt über die Dringlichkeit der Auf​nahme des Antrages der CDU-Ratsfraktion in die Tagesordnung zu Punkt 4. der nichtöffentlichen Sitzung - Trennungsgeld des Oberbürgermeisters - Drs.


750 - abstimmen.


Beschluß über die Dringlichkeit: Abgelehnt - mit Mehrheit -






bei 1 Enthaltung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt anschließend - 15.29 Uhr - die Öffentlichkeit wieder her und teilt mit, daß Pkt. 4 der Nichtöffentlichen Sitzung die erforderliche Mehrheit für die Anerkennung der Dringlichkeit nicht erhalten hat und damit nicht zur Beratung ansteht.


Weitere Änderungen zur Tagesordnung werden nicht beantragt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen


Zur heutigen Sitzung liegen keine Anfragen vor.

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern


keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 15.09.94 

Antrag:    Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am




      15. September 1994 wird genehmigt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) Termine für die Sitzungen der Ratsversammlung               - Drs. 700 -



im Jahr 1995



Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Betreff: Termine für die Sitzungen der Ratsversammlung im Jahr 1995

Aufgrund der Beratungen im Ältestenrat teile ich Ihnen die Termine für die Sizungen der Ratsversammlung im Jahr 1995 mit:



19. Januar 1995

16. Februar 1995 16. März 1995 27. April 1995 18. Mai 1995




8. Juni 1995

17. August 1995 

21. September 1995 - voraussichtlich Beratung des Nachtragshaus​haltes 1995



26. Oktober 1995



16. November 1995



14./15. Dezember 1995 - Haushaltsberatung 1996

Die Sitzungen beginnen jeweils um 15.00 Uhr; sollte die Tagesordnung am Einladungstag nicht erledigt wereden können, wird die Sitzung am näch​sten Tag um 14.00 Uhr fortgesetzt.

Die Haushaltsberatungen am 14. und 15. Dezember 1995 sind ganztags und



beginnen an beiden Tagen um 9.00 Uhr.



Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Erfahrungsbericht Kieler Woche 1994                         - Drs. 702 -



Kenntnis genommen

b) Produktionskosten des Spielplans 1994/95                    - Drs. 751 -



Kenntnis genommen

8. Anträge der Fraktion 

a) Abschluß einer Dienstvereinbarung mit dem Gesamt-           - Drs. 723 -



personalrat der Landeshauptstadt Kiel



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Dem Abschluß der als Anlage beigefügten Rahmendienstvereinbarung zwi​schen der Landeshauptstadt Kiel und dem Gesamtpersonalrat der Landes​hauptstadt Kiel wird mit dem im folgenden unter den Punkten 1. bis 3. verzeichneten Änderungen zugestimmt.

Der Magistrat wird aufgefordrt, die genannte Rahmendienstvereinbarung



mit dem Gesamtpersonalrat der Stadt Kiel abzuschließen.



1. "§ 1 Durch die Rahmendienstvereinbarung sollen die Folgen, die sich

aus der Haushaltskonsolidierung während der Dauer des Reformprozesses

für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergeben können, sozialverträg​lich gestaltet werden."

2. "§ 7 Über eine Privatisierung von städtischen Einrichtungen und Lei​stungen wird erst dann entschieden, wenn unter Berücksichtigung (gestri​chen: "trotz Ausschöpfung") allere Modernisierungs- und Rationalisie​rungsmöglichkeiten die privat angebotene Leistung auf Dauer preiswerter ist."

3. § 10 (Ergänzen als letzten Satz:) Die Nachwirkung ist begrenzt auf die Dauer und die Auswirkungen der Verwaltungsreform und der Haushalts​konsolidierung (Vertragsgegenstand).



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

a) Abschluß einer Rahmendienstvereinbarung mit dem             - Drs. 724 -



Gesamtpersonalrat der Landeshauptstadt Kiel



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



Zu § 8:



Der bisherige Wortlaut wird gestrichen.



Der § 8 lautet in geänderter Fassung:

Ergeben sich aus dieser Vereinbarung Streitfragen, die trotz aller Bemü​hungen nicht zwischen den Vertragsparteien beigelegt werden können, sind sie verpflichtet, sich auf eine/n neutrale/n Schlichter/in zu einigen, der/die weder dem Magistrat noch der Verwaltung angehören darf.

Die Heranziehung von Sachverständigen aus dem Magistrat oder der Verwal​tung ist zulässig.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

Betreff:  Abschluß einer Rahmendienstvereinbarung mit          - Drs. 586 -





dem Gesamtpersonalrat der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Dem Abschluß der als Anlage beigefügten Rahmendienstvereinbarung zwischen der Landeshauptstdt Kiel und dem Gesamtpersonalrat der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

a) Abschluß einer Dienstvereinbarung mit dem Gesamt-           - Drs. 754 -



personalrat der Landeshauptstadt Kiel



hier: Änderungsantrag zur Ratsversammlung



am
13.10.94

Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor: Die Rahmendienstvereinbarung wird wie foglt geändert:



§ 4 erhält folgende Fassung:

Weder Frauen noch Männer dürfen in Aufgabengebieten, die proportional besetzt sind, durch einen Stellenabbau überproportional betroffen wer​den.



§ 7 erhält folgende Fassung:

Die Privatisierung von städtischen Einrichtungen und Leistungen ist eine mögliche Form der Haushaltskonsolidieruang. Sie wird durch diese Verein​barung nicht ausgeschlossen. Entschieden wird über sie jedoch erst dann, wenn nach Prüfung aller Modernisierungs- und Rationalisierungsmöglich​keiten die Stadt unter Zugrundelegung einer vergleichbaren, betriebs​wirtschaftlichen Kostenrechnung darlegen kann, daß sie ihre Leistungen preiswerter als wie von privaten Dritten angeboten erbringen kann.



§ 10 erhält folgende Fassung:

Dieser Vertrag kann nach Abauf eines Jahres von jeder Vertragspartei mit einer Frist von 3 Monaten zum Quartalsschluß gekündigt werden. Endgültig befristet ist er bis z um 31. März 1998. Die Vertragsparteien verpflich​ten sich, unverzüglich nach Vertragskündigung bzw. nach dem 31. März 1998 über den Abschluß einer neuen Dienstvereinbarung zu verhandeln. Nachwirkungen dieser Vereinbarung enden jedoch spätestens 6 Monate nach Quartalsschluß bzw. 9 Monate nach Ablauf der Befristung.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

8. Anträge der Fraktionen

a. Abschluß einer Dienstvereinbarung mit                       - Drs. 723 -

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Punkte 8 a, 9 und 10 gemeinsam zu behandeln.



Zu Punkt 8 a) verweist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) auf den Ur-

sprungsantrag - Drs. 586 - und die vorgelegten interfraktionellen Anträ​ge der SPD Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN - Drs. 723 und 724 -, die Bestandteil dieses Ursprungsantrages werden.



Weiter liegt ein Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 754 - vor.

In der abschließenden Debatte werden die unterschiedlichen Bewertungen herausgestellt. Der Inhalt der Rahmendienstvereinbarung sowie das hierzu erstellte Gutachten des Freiherr-vom-Stein-Institutes (Prof. Dr. von Mutius) werden kontrovers diskutiert.

Nach Abschluß der Diskussion läßt Stadtpräsidentin Reyer antragsgemäß einzeln über die beantragten Änderungen des Antrages der Drs. 754 ab​stimmen.



Beschluß über den Antrag der Drs.  754 zu § 4 = 



abgelehnt - mit Mehrheit -



Beschluß über den Antrag der Drs. 754 zu § 7 = 



abgelehnt - mit Mehrheit -



Beschluß über den Antrag der Drs. 754 zu § 10 = 



abgelehnt - mit Mehrheit -

Beschluß über die Drs. 586 einschließlich der vorgelegten Anträge der Drs. 723 und 724, die damit Bestandteil des Gesamtantrages werden:



Nach Antrag - mit Mehrheit



Beschluß über die Punkte 9 und 10, Drs. 585 und 630 = 



siehe Vorlagen

8. Anträge der Fraktion

b) Sanierungsbedürftige Straßen im Stadtgebiet Kiels           - Drs. 733 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt, bis zur Sitzung der Ratsversammlung am 17. November 1994 ein Finanzierungskonzept der bis 1997 notwendigen Sa​nierungs- und Unterhaltungsmaßnahmen im Kieler Straßennetz vorzulegen.



Beschluß:  Verwiesen

8. Anträge der Fraktionen

b) Sanierungsbedürftige Straßen im Stadt-                      - Drs. 733 -



gebiet Kiel

Ratsherr   O s c h m a n n   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt namens seiner Fraktion Überweisung in den Bauausschuß und in den Ausschuß für Finanzen und Wohnungsbau.



Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:



Nach Antrag - einstimmig -

c) Liegeplatz für das Segelschulschiff "Gorch Fock"            - Drs. 734 -



Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Bei den Planungen der Hörnsanierung ist innerhalb des durch die ge​plante Hörnbrücke abgetrennten südlichen Hörnbereichs ein Liegeplatz für das Segelschulschiff "Gorch Fock" vorzusehen.



2. Dieser Liegeplatz ist dem Bund kostenlos anzubieten. Sonstige Versor-



gungsleistungen und Folgekosten wären vom Bund zu tragen.

3. OB Dr. Kelling wird aufgefordert, auf der Grundlage entsprechender

Pläne unverzüglich das Gespräch mit dem Verteidigungsministerium wie​der aufzunehmen und auf einen Verbleib der "Gorch Fock" in Kiel hin​zuwirken.


Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

d) Nachwahl im Ortsbeirat Mettenhof                            - Drs. 735 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Für das ausgeschiedene Mitglied Regina Schröder, Randersstraße 4,


24109 Kiel, wird

Herr Karl-Eduard Wachter, Helsinkistraße 37, 24109 Kiel


in den Ortsbeirat Mettenhof gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Nachwahl im Ortsbeirat Steenbek/Projensdorf                 - Drs. 736 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene Mitglied Kristian Rieser, Steenbeker Weg 14,


24106 Kiel wird


Herr Andreas Blödorn, Steenbeker Weg 22/41, 24106 Kiel


in den og. Ortsbeirat gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

f) Mitglied im Ausschuß für Schule und Sport                   - Drs. 748 ​- Ratsversammlung am 13.10.94 -


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Ausschuß für Schule und Sport wird folgendes Mitglied gewählt:






Hartmut Hambach 

Zeppelinring 61 a 24146 Kiel

Als stellvertretendes Mitglied wird gewählt:


Christa Ketelsen Gutenbergstraße 11 

24116 Kiel


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

g) Beteiligung des Landes Schleswig-Holstein an den            - Drs. 749 


​Kosten der Sanierung der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Der Dezernent für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wird beauf​tragt, unverzüglich Verhandlungen mit dem Land Schleswig-Holstein aufzunehmen, um sicherzustellen, daß die Landeshauptstadt Kiel zum

frühestmöglichen Zeitpunkt einen angemessenen Anteil aus den für Theaterumbau und Sanierung vorgesehenen Mitteln des Landes erhält.

2. Der Dezernent für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wird beauf​tragt, über Aufnahme und den Stand dieser Verhandlungen jeweils in den Sitzungen des Kulturausschusses zu berichten.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

h) 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Sonder-            - Drs. 755 ​


nutzung an öffentlichen Straßen der Landeshauptstadt Kiel



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Sondernutzung an öffentli​chen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird in der dieser Vorlage beigefügten Fassung beschlossen.



Beschluß: Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

 9. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 15.09.94 

10. Betreff:  Einrichtung von Qualitätszirkeln in städtischen      - Drs. 585 





​Ämtern und Betrieben


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Das Amt für Organisation und Verwaltungsreform (04) wird beauf​tragt, bei den städtischen Ämtern und Betrieben sog. "Qualitäts​zirkel" einzurichten. Die Mitarbeit in diesen Zirkeln erfolgt auf freiwilliger Basis innerhalb der Arbeitszeit.

  2. Die Mitarbeiterinnen der Landeshauptstadt Kiel werden in geeig​neter Form nachdrücklich zur Teilnahme an den Qualitätszirkeln ermutigt. Das Referat für Frauen wird die Verwaltung hierbei un​terstützen. Auf die besonderen zeitlichen Belange von Teilzeit​kräften ist bei der Durchführung der Qualitätszirkel zu achten.

Der Anteil weiblicher Beschäftigter in den Qualitätszirkeln soll mindestens ihrem Anteil an der Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dem Arbeitsbereich entsprechen, aus dem der Qua​litätszirkel besetzt wird. Bei der Anmeldung zu den Qualitäts​zirkeln wird darauf hingewiesen, daß auf Wunsch Qualitätszirkel nur für Frauen (unter der Leitung einer Moderatorin) aus demsel​ben Aufgabenbereich eingerichtet werden, wenn dadurch nicht die Qualitätszirkelarbeit von Männern in dem Aufgabenbereich verhin​dert wird.

Bei allen Berichten über die Arbeit und die Ergebnisse der Qua​litätszirkel ist darzustellen, durch welche Maßnahmen und mit welchem Erfolg die besondere Motivierung von Mitarbeiterinnen durchgeführt wurde.

  3. Die Mitglieder der Qualitätszirkel werden für ihre Arbeit in den Zirkeln bis zu acht Stunden im Monat von ihren eigentlichen Auf​gaben freigestellt. Die Tätigkeit in den Qualitätszirkeln gilt als Arbeitszeit. Soweit durch die Teilnahme an den Sitzungen der Qualitätszirkel an den Arbeitsplätzen Arbeitsrückstände entste​hen, die durch Überstunden bzw. Mehrarbeit ausgeglichen werden müssen, werden die Ämter ermächtigt, in entsprechendem Umfang Freizeitausgleich innerhalb eines Jahres zu gewähren. Falls dies in Ausnahmefällen nicht möglich ist, erfolgt eine Bezahlugn der

Über- bzw. Mehrarbeitsstunden. Bei der Festlegung der Termine für die Sitzungen der Qualitätszirkel sind dringende Belange der Dienststelle in ausreichendem Umfang zu berücksichtigen. In be​gründeten Einzelfällen haben dringende dienstliche Belange Vor​rang.

        4. Die Qualitätszirkel sind nicht in die bestehende Hierarchie ein​gebunden und unterstehen nicht den Weisungen der Amtsleiter/in​nen bzw. der Dezernenten/Dezernentinnen. Sie arbeiten eigenver​antwortlich unter Leitung eines Moderators/einer Moderatorin. Ihre Vorschläge/Empfehlungen sind in Form von kurzen Ergebnis​protokollen festzuhalten. Die AGA wird bei nächster Gelegenheit geändert.

        5. Die von den Qualitätszirkeln erarbeiteten Vorschläge werden zu​nächst von je einem/einer Vertreter/in des Amtes 04 und des Ge​samtpersonalrats gemeinsam gesichtet und ggf. aufbereitet. Sie werden anschließend einer Arbeitsgruppe zur weiteren Prüfung und Beurteilung vorgelegt, die aus jeweils einem/einer Vertreter/ Vertreterin des Gesamtpersonalrats und des jeweiligen zuständi​gen Einzelpersonalrlats und zwei Vertretern/Vertreterinnen des Amtes 04 besteht. Eine Vertreterin des Referats für Frauen nimmt mit beratender Stimme an der Arbeitsgrupe teil. Die Arbeitsgrup​pe beteiligt die jeweiligen Amtsleiter/innen bei der Beratung der Vorschläge. Soweit Fachämter und Personalrat einzelnen Vor​schlägen zustimmen, werden diese von den Ämtern und Betrieben mit Unterstützung des Amtes 04 umgesetzt. Bevor Vorschläge, über die unterschiedliche Auffassungen bestehen, an den Magistrat weitergeleitet werden, soll der Oberbürgeremsiter mit dem Ziel eingeschaltet werden, doch noch eine Einigung herbeizuführen. Ein/e Vertreter/in der Arbeitsgruppe wird bei der Erörterung seiner/ihrer Vorschläge im Magistrat gehört. Der Magistrat wird auch über die einvernehmlich umgesetzten Vorschläge unterrich​tet.

        6. Die Verwaltung wird beauftragt, bis zu 16 Moderatoren/Moderato​rinnen extern ausbilden zu lassen, wobei mindestens die Hälfte Frauen sein sollen. Die Auswahl erfolgt zunächst über eine Aus​schreibung, an der sich sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei​ter beteiligen können. Die endgültige Entscheidung trifft - un​ter Beteiligung der Frauenbeauftragten und des Personalrates ​der Oberbürgermeister. Für die Ausbildung wird ein Institut aus​gewählt, das die Moderatoren/innen befähigt, die gleichberech​tigte Mitarbeit der Frauen in den Qualitätszirkeln zu ermögli​chen. Die Moderatoren/innen sollen zunächst die Sitzungen der Qualitätszirkel moderieren und dafür sorgen, daß diese Aufgabe von Mitarbeiter/innen aus den Qualitätszirkeln, die intern aus​gebildet werden sollen, nach angemessener Zeit selbst wahrgenom​men werden. Die voll ausgebildeten 16 Moderatoren/Moderatorinnen sollen später auch in anderen Bereichen eingesetzt werden. Ent​sprechender Bedarf ist gerade im Hinblick auf die Verwaltungsre​form und die dazu erforderlichen Zwischenschritte vorhanden.

        7. Zur Durchführung der Qualitätszirkelarbeit wird der Ansatz bei den Mitteln für Aus- und Fortbildung im Haushaltsplan 1995 um 130.000,00 DM erhöht (HHSt. 08/562).

        8. Der Haushaltsansatz für Verbesserungsvorschläge (HHSt. 08/462) wird im Haushaltshpaln 1995 von 6.200,00 DM auf 20.000,00 DM aufgestockt. Gleichzeitig werden die "Richtlinien für Verbesse​rungsvorschläe" vom 01.09.1992 so geändert, daß Vorschläge aus den Qualitätszirkeln nach diesen Bestimmungen behandelt und hierfür bis zu 100 % höhere Prämien gewährt werden können (Anla​ge 1).

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. Betreff:  Vorruhestandsregelung für Arbeitnehmer/innen         - Drs. 630 



​der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Der Regelung über ein vorzeitiges Ausscheiden von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus dem Dienst der Landeshauptstadt Kiel (sog. 58er-Regelung) wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 743 ​



023/641




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des




Magistrats


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 023.641 - Haftpflichtschadensleistungen einschl. Umlagen für den Haftpflichtschadenausgleich - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 356.000,00 DM zuge​stimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen von

356.000,00 DM bei der HHSt. 023.1650 - Erstattungen für Haft​pflichtselbstversicherung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  Ergänzung zur Satzung über die Vermeidung und        - Drs. 710 ​



Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel




(Abfallsatzung)


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Die 2. Nachtragssatzung (Anlage 1) zur Satzung über die Vermei​dung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfallsat​zung) vom                 wird beschlossen.

2. Die 2. Nachtragssatzung (Anlage 2) zur Gebührensatzung zur Sat​zung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtge​biet Kiel (Abfallgebührensatzung) vom               wird be​schlossen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

12. Abfallsatzung

Stellv. Stadtrat   R o g a c k i   (CDU) erklärt, daß seine Fraktion eine grundsätzliche Überarbeitung der Abfallsatzung durch den Umweltdezernenten erwartet. Gleichzeitig sollte eine Aufstellung über alle Kosten, die in die Abfallgebühr einfließen, erstellt werden.


Ratsherr

K ä h l e r   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) bittet unter Hinweis auf

Ziff. 7 zu § 16 zu prüfen, ob Asbestzement nach der Gefahrstoffverordnung anders eingestuft wird als Asbestfasern. Wenn nicht, wäre Asbestzement für Abfallwirtschaftshöfe nicht geeignet.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) sagt in Vertretung für den Umweltde​zernenten eine Prüfcung der Anregung zu.

Sprecher trägt anschließend foglende redaktionelle Änderungen der Abfall-


satzung vor:


Im Eingangsbereich der Satzung ist zu ändern 


"des Ministers" in "die Ministerin". 


In Artikel II ist das Datum des Inkrafttretens zu ändern in 







"01.11.1994".

Beschluß über die Drs. 710 einschl. der von Stadtbaurat Dr. Flagge vorge-


tragenen redaktionellen Änderungen der Abfallsatzung:


Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 3 Enthaltungen -

13. Betreff:  Mehrkosten für den Neubau der Theodor-Heuss-         - Drs. 740 ​



Schule


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
1. Für den Neubau der Theodor-Heuss-Schule wird der Erhöhung der

Gesamtkosten um 1.256.200,00 DM auf 11.120.000,00 DM zugestimmt. Die Mehrkosten werden durch erhöhte Landeszuweisungen gedeckt.



2. Um die Bauleistungen schlüsselfertig vergeben zu können, werden

die Verpflichtungsermächtigungen für das Haushaltsjahr 1994 bei der Haushaltsstelle 21.230.940 - Neubau einer Grundschule Has​see - um 2.200.000,00 DM auf insgesamt 5.200.000,00 DM erhöht.

Zum Ausgleich werden folgende Verpflichtungsermächtigungen ge​strichen bzw. vermindert:

a) 21.230.9353 - Inventar für die Grundschule Hassee - in Höhe von 400.000,00 DM

b) 21.270.9530 - Neubau der Fridtjof-Nansen-Schule (Ersatzbau Fröbelschule) um 1.800.000,00 DM.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Neubesetzung des Siedlerbeirates                     - Drs. 732 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Kleinsiedler werden in den Siedlerbeirat gewählt:



1. Herr Siegfried Schmidt, Damaschkeweg 29, 24113 Kiel



2. Herr Rüdiger Karschau, Krusenrotter Weg 100, 24113 Kiel



3. Herr Dieter Fraller, Spitzenkamp 11 c, 24146 Kiel



4. Herr Reinhold Rösser, Koldingstraße 11, 24105 Kiel



5. Frau Ilse Stark, Frerich-Frerichs-Allee 9, 24106 Kiel



6. Frau Irene Baumgarten, Klinkerwisch 36, 24107 Kiel


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  125. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt    - Drs. 725 




​Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-

Wellingdorf, zwischen Schwentine und den Straßen Brückenstraße, Ellerbeker Straße, Wischhofstraße und am Seefischmarkt (erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 20.01.1994 über die 125. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970   für einen Bereich in Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwenti​ne und den Straßen Brückenstraße, Ellerbeker Straße, Wischhof​straße und Am Seefischmarkt wird aufgehoben.

b) Für einen Bereich in Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine und den Straßen Brückenstraße, Ellerbeker Straße, Wischhofstraße und Am Seefischmarkt wird die 125. Änderung des Flächennutzungspla​nes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sit​zung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.





Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 777 b, Aufhebung des Bebauungs-    - Drs. 726 




​planes Nr. 153 und Aufhebung räumlicher Teilberei-

che aus den Bebauungsplänen Nr. 640 und Nr. 651 für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwe ntine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, "Am Seefischmarkt"

und nördl. des Weges hinter den Grundstücken Schön




berger Str. 22-24 (Erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das  Baugebiet Kiel-Wellingsdorf, zwischen Schwentine, Ver​längerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstra​ße, "Am Seefischmarkt" und nördlich des Weges hinter den Grund​stücken Schönberger Straße 22 - 34 wird der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 20.01.1994 für den Bebauungsplan Nr. 777 b aufgehoben.

b) Für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine, Verläg​nerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, "Am Seefischmarkt" und nördlich des Weges hinter den Grundstük​ken Schönberger Straße 22 - 34 wird der Bebauungsplan Nr. 777 b entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

17. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 641 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 727 



​Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstraße, Pickert-

straße, Jachmannstraße, Stoschstraße (Entwurfs-




beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstraße, Pickertstraße, Jachmannstraße, Stoschstraße, wird der Bebauungs​plan Nr. 641 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

b) Gleichzeitig wird die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 32 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Jachmannstraße, Pickertstraße, Stoschstraße entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

c) Gleichzeitig wird die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 181 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Stoschstraße, Kaiserstraße, Augu​stenstraße entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Erneute Inkraftsetzung der Veränderungssperre Nr.    - Drs. 728 




​43 für einen Teilbereich des in Aufstellung befind

lichen Bebauungsplanes Nr. 777 b für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf,zwischen Schwentine,Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhof​str., Straße "Am Seefischmarkt" und nördl. des Weges hinter den Grundstücken Schönberger Str. 22 - 34 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die erneute Inkraftsetzung der Veränderungssperre Nr. 43 für einen Teilbereich des im Verfahren befindlichen Bebauungsplanes Nr. 777 b für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße, Straße "Am Seefischmarkt" und nördlich des Weges hinter den Grundstücken Schönberger Straße 22 bis 34 wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan beschlossen.



Ein Übersichtsplan ist als Anlage beigefügt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  77. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt     - Drs. 729 ​




Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-

Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstraße, Pickert​straße, Jachmannstraße und Stoschstraße (endgül​tiger Beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.

Die Bedenken und Anregungen der Rechtsanwälte König und

Ingwersen, 24214 Gettorf, für die Firma Andres GmbH & C. KG, Kaiserstraße 35/37, 24143 Kiel zum Entwurf der 77. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 -, der in der Zeit vom 18.07.1994 bis 31.08.1994 öffentlich ausgelegen hat, werden nicht berücksichtigt.

II. Für einen Bereich in Kiel-Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstra​ße, Pickertstraße, Jachmannstraße und Stoschstraße wird die

77. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan end​gültig beschlossen.






Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  82. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt     - Drs. 730 ​




Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-  




Schilksee-Dorf, westlich der Schilkseer Straße,   

südlich Salzwiesenweg, nördlich und südlich Alter Kirchweg (endgültiger Beschluß)                   


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Schilksee-Dorf, westlich der Schilkseer

Straße, südlich Salzwiesenweg, nördlich und südlich Alter Kirchweg, wird die 82. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel

- Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Sanierung Hörn/Entscheidung zur Brückenöffnungs-     - Drs. 731 ​



breite


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:


Zurückgezogen

22. Betreff:  Semester-Ticket                                      - Drs. 495 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche empfiehlt der Ratsver​sammlung, folgenden Beschluß zu fassen:

Die entsandten Vertreterinnen der Landeshauptstadt Kiel in den Auf​sichtsräten der Kieler Verkehrs AG und der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH werden angewiesen, sich in den Aufsichtsratssitzungen am 08.07.1994 für eine Beschlußfassung für die Einführung eines Seme​stertickets zum Preis von 37,00 DM einzusetzen.


Zurückgezogen

23. Betreff:  Anerkennung des Studentenausweises der Kieler        - Drs. 704 ​Hochschulen als Fahrausweis,genannt Semesterticket


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

1. Mit Wirkung ab Sommersemester 1995 wird für die Dauer eines Jah​res der Studentenausweis der Kieler Hochschulen als Fahrausweis, genannt Semesterticket, anerkannt.

2. Die Abgeltung der Studierenden für dieses Semesterticket beträgt 37,00 DM im Semester.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

23. Anerkennung des Studentenausweises der                         - Drs. 704 


​Kieler Hochschulen als Fahrausweis, 


genannt Semesterticket

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der VVK und der KVAG sowie die dort

Beschäftigten nehmen nicht an der Beratung und Beschlußfassung teil.


Beschluß über die Drs. 704 =


Nach Antrag - mit Mehrheit

24. Betreff:  Benennung von Aufsichtsratsmitgliedern für die       - Drs. 705 ​Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungs-




gesellschaft Kiel mbH (WFG Kiel)


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: a) Als Mitglieder und Ersatzmitglieder der Landeshauptstadt Kiel im Aufsichtsrat WFG Kiel werden entsandt:

Mitglieder                         Ersatzmitglieder





1. Oberbürgermeister Dr. Kelling
1. ........................





2. Stadtrat Dr. Kirschnick
2. ........................





3. .............................
3. ........................





4. .............................
4. ........................





5. .............................
5. ........................





6. .............................
6. ........................





7. .............................
7. ........................

b) Als Vorsitzender des Aufsichtsrates der Wirtschaftsförderungs​und Strukturentwicklungsgesellschaft Kiel mbH wird vorgeschla​gen:





............................................


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

25. Betreff:  Benennung eines Aufsichtsratsmitgliedes für die      - Drs. 706 



​KITZ - Kieler Innovations- und Technologie-




zentrum GmbH


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Als Mitglied für die Landeshauptstaddt Kiel im Aufsichtsrat der

KITZ - Kieler Innovations-und Technologiezentrum GmbH wird ent​sandt:



Mitglied                            Vertretung



................................    ...........................


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

26. Betreff:  Sicherstellung der Flugsicherung für den Linien-     - Drs. 741 ​flugverkehr ab dem 1. Januar 1995


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Zur Sicherstellung der Flugsicherung für den Linienflugverkehr des Flughafens Kiel-Holtenau wird die Kieler Flughafengesellschaft mbH ermächtigt, zwei zusätzliche Stellen in der Flugsicherungskontrol​le/Flugsicherung vorerst für die Dauer eines Jahres ab 1. Januar 1995 einzurichten.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

27. Betreff:  Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe       - Drs. 719 




​der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr




1993


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: a) Stellungnahme des Magistrats/Kenntnisnahme durch die Ratsver-





sammlung:

Die durch den Landesrechnungshof Schleswig-Holstein mit der Prü​fung des Jahresabschlusses 1993 beauftragte Wirtschaftsprüferso​zietät Dr. Pröving, Meggers, Römer, Beyer, Muhliusstraße 63, 24103 Kiel, hat für den Jahresabschluß zum 31.12.1993 folgenden abschließenden Bestätigungsvermerk erteilt:

"Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Der Jahresab​schluß vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluß. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind durch struktur- und aufgabenbedingte Verluste gekennnzeichnet."

Der Magistrat empfiehlt der Ratsversammlung, den Jahresabschluß festzustellen und den Jahresverlust im Rahmen der Haushaltssat​zung 1993 auszugeleichen.

b) Der Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirt​schaftsjahr 1993 wird festgestellt:





Es betragen





die Bilanzsumme               161.471.193,15 DM 

die Summe der Erträge          27.547.471,11 DM die Summe der Aufwendungen     30.646.229,22 DM der Jahresverlust               3.098.758,11 DM

c) Der Jahresverlust von 3.098.758.11 DM wird aus dem 

Verwaltungshausahlt der Landeshauptstadt Kiel ausgeglichen.



d) Dem Magistrat und der Werkleitung wird Entlastung erteilt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  3. Nachtragswirtschaftsplan der Hafen- und Ver-      - Drs. 720 ​kehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1994


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Dem beigefügten Entwurf des 2. Nachtrags zum Vermögensplan der Ha​fen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1994 wird zuge​stimmt. Im Vermögensplan 1994 erhöhen sich die Einnahmen und Ausga​ben von bisher 36.429.000,00 DM um 1.304.00,00 DM auf



37.733.000,00 DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  3. Nachtragswirtschaftsplan der Hafen- und Ver-      - Drs. 721 ​kehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1994

hier: Entwurf des 3.Nachtrags zur Zusammenstellung


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Dem folgenden Entwurf des 3. Nachtrags zur Zusammenstellung nach





§ 12 Abs. 1 EigVO für das Wirtschaftsjahr 1994 wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

30. Kleine Anfragen 

a) Dienst- und Freikartenordnung                               - Drs. 701 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Auf welchem Stand befindet sich die Neufassungs der Dienst- und Frei​kartenordnung für die Bühnend er Landeshauptstadt Kiel, die zur Sep​tembersitzung der Ratsversammlung angekündigt war?



2. Wann ist mit der endgültigen Vorlage zu rechnen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


b) Kunstgegenstände im Eigentum der Stadt Kiel                 - Drs. 722 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Welche Kunstgegenstände und Kunstwerke national und international re​nommierter Künstler und Künstlerinnen sind im Eigentum der Stadt Kiel?

2. Welchen Preis könnte die Stadt bei deren Verkauf erzielen bzw. wie hoch ist der Versicherungswert?

3. Sind die Kunstwerke versichert und wenn ja, was kosten die Versiche​rungen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

31. Große Anfragen 

Es liegt eine Große Anfrage vor. Sie wird in der Nichtöffentlichen Sitzung behandelt.

32. Betreff:  Durchführung der Interkulturellen Wochen in Kiel     - Drs. 752 





​1994; hier: Überplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 15.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 056.5910 - Veranstaltun​gen. Der Betrag wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 761.140 - aus Vermietung und Verpachtung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff:  Erneuerung der Telefonanlage im Jugendaufbauwerk     - Drs. 753 






​Hammer; hier: Außerplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 29.000,00 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 4683.000.964 Telefonanlage - JAW Hammer -. Die Ausgabe wird gedeckt durch eine außerplanmäßige Einnahme bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 4683.000.361 - Vom Land für Telefonanlage JAW Ham​mer -. Mehrausgaben sind in Höhe der Mehreinnahmen zulässig.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

34. Verschiedenes

a) Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 17. November 1994 stattfindet.

b) Stellv. Stadtrat   V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) bezieht sich auf die für Oktober angesagte Entscheidung über die EU-Mittel für das Sanie​rungsgebiet Hörn (Ziel-2-Gebiet) und fragt nach dem Sachstand.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet, daß es noch keine Ent​scheidung gibt, denn




1. die Entscheidung ist für Ende des Jahres angekündigt,

2. die Stadt ist in gemeinsamen Gesprächen mit der Landesseite in den letzten Wochen zu einer Progammierung eines ergänzenden Gutachtens gekommen. Dieses wird bis Jahresanfang vorliegen. Das wird zwar mit der Bewilligung nicht direkt etwas zu tun haben, aber sicherlich in der Zweitphase der Bewilligung.

Sprecher geht davon aus, daß nach den mehrfachen Verschiebungen dieser Ankündigung man mit einer mittleren Wahrscheinlichkeit im Januar damit rechnen könne, daß die Ratsversammlung dann über den


Kenntnis genommen.


Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) schließt die Öffentliche Sitzung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer

